Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 


Drucksache 8/542 


02. 06. 77 


Sachgebiet 793 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Qualitätsanforderungen 
an Muschelzuchtgewässer 
— Drucksache 7/5893 — 


A_ Problem 

Die Muschelfischerei ist auf die Küstengewässer beschränkt. 
Diese sind zum Teil durch Verunreinigungen und Beeinträchti- 
gungen gefährdet. Deren Einflüsse können sich nachteilig auf 
die natürlichen und als Zuchtgebiete angelegten Vorkommen 
von Schalentieren (Austern, Miesmuscheln, Herzmuscheln u. a.) 
bemerkbar machen. Diesen Auswirkungen muß entgegenge- 
wirkt werden, um die Bedingungen für die Muschelfischerei zu 
verbessern. 


B. Lösung 

Es sollen Qualitätsziele für Muschelzuchtgewässer festgelegt 
werden, um die Entwicklung von Muschelkulturen unter gün- 
stigen Bedingungen zu ermöglichen. Hierfür werden zahlreiche 
Parameter für die Kennzeichnung der Wasserqualität festgelegt, 
die für die einzelnen Entwicklungsstadien der Schalentiere von 
Bedeutung sind. Diese Parameter sollen teils zwingende Bedeu- 
tung, teils Leitliniencharakter haben. Durch den Richtlinienvor- 
schlag der EG-Kommission soll eine Rechtslücke geschlossen 
werden, da es in den einzelnen Mitgliedstaaten nur wenige 
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spezifische Rechtsvorschriften, sondern nur allgemeine Rege- 
lungen zum Schutze der Meeresgewässer gegen die Einleitung 
von Schadstoffen gibt. 


C. Alternativen 

Die Qualitätsanforderungen an Muschelzuchtgewässer sollten 
nur als Empfehlung erlassen werden. 

Einmütige Kenntnisnahme 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/5893 — mit der Maßgabe zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, bei den Verhand- 
lungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß die Richtlinie in der vorliegenden Form 
nicht erlassen wird, sondern folgende Erwägungen Berücksichtigung finden: 

1. Der Vorschlag betrifft nach Artikel 1 Abs. 1 ausschließlich Anforderungen an 
die Wasserqualität von Muschelzuchtgewässern. Da die Vorlage aber lebens- 
mittelrechtliche und lebensmittelhygienische Auswirkungen hat, sind insoweit 
besondere ergänzende Vorschriften auf dem Lebensmittelsektor erforderlich. 

2. Da es nach Artikel 2 des Vorschlags Aufgabe der Mitgliedstaaten sein soll, 
Muschelzuchtgebiete und zugehörige Referenzgebiete festzulegen, sollten die 
Qualitätsanforderungen an Muschelzuchtgewässer insbesondere auch im Hin- 
blick: auf die Notwendigkeit einer vernünftigen Begrenzung des Verwaltungs- 
aufwandes nur als Empfehlung erlassen werden. 

3. Referenzgebiete, die weder unmittelbar noch mittelbar verunreinigenden Ein- 
leitungen ausgesetzt sind, dürfte es in den hochindustrialisierten Mitgliedstaa- 
ten nicht mehr geben. Auf ihre Festlegung sollte daher zugunsten einer von 
Referenzgebieten unabhängigen Regelung der Wassergüteanforderungen ver- 
zichtet werden. 

4. Die Frist nach Artikel 4, innerhalb deren die Mitgliedstaaten die notwendigen 
Maßnahmen zur Sicherstellung der von der Richtlinie festgelegten Qualitäts- 
anforderungen an die Muschelzuchtgewässer zu treffen haben, ist mit fünf 
Jahren zu kurz bemessen; sie ist angemessen zu verlängern. 


Bonn, den 31. Mai 1977 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Schröder (Wilhelminenhof) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) 


Der Vorschlag der EG-Kommission war zunächst von 
der Frau Präsidentin mit Schreiben vom 8. Dezem- 
ber 1976 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten überwiesen worden. Nach Ablauf 
der 7. Wahlperiode hat der Ausschuß in seiner Sit- 
zung am 4. Februar 1977 um erneute Überweisung 
gebeten. Diese erfolgte mit Schreiben des Herrn 
Präsidenten vom 2. März 1977. Der Ausschuß hat 
den Vorschlag in seiner Sitzung am 11. Mai 1977 
beraten. 

Bei dem Vorschlag geht es um folgendes: 

Mit ihm setzt die EG-Kommission ihre Bemühungen 
um die Verbesserung der Gewässergüte in der Ge- 
meinschaft fort. Während bisher Richtlinien Vor- 
schläge hierzu sich weitgehend auf Süßwasser be- 
zogen, werden diesmal Regelungen für Teile des 
Küstenmeeres vorgeschlagen. Der Richtlinienentwurf 
sieht vor, daß die Mitgliedstaaten in eigener Zu- 
ständigkeit Muschelzuchtgewässer ausweisen und 
einzuhaltende Qualitätsziele für diese Gewässer 
entsprechend den im Anhang der Richtlinie enthal- 
tenen Merkmalen der Gewässergüte festlegen. Dabei 
ist erstmals vorgesehen, die Qualitätsziele nicht in 
absoluten Werten, sondern im Vergleich zu „nicht 
verschmutzten“ Referenzgebieten zu bestimmen. 
Damit können die natürlichen Unterschiede im Ge- 
biet der Gemeinschaft ausreichend berücksichtigt 
werden. Die Regelungen stehen einer Vereinheit- 
lichung des Rechts der Mitgliedstaaten nicht ent- 
gegen. Ziel der Richtlinie ist es, die Entwicklung 
von Schalentieren in bestimmten Gebieten des Mee- 
res unter günstigen Bedingungen zu ermöglichen und 
damit vor allem einen Beitrag zur Gewässerreinhal- 
tung zu leisten. Die Richtlinie legt keine Anforde- 
rungen hinsichtlich des Verbrauchers chutzes fest. Die 
Werte der Gewässergüte sollen allerdings mit den 
Bestimmungen über den Gesundheitsschutz der Ver- 
braucher in den einzelnen Mitgliedstaaten nicht un- 
vereinbar sein. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurde zwar grund- 
sätzlich begrüßt, daß die EG-Kommission mit diesem 
Vorschlag weitere Bemühungen zur Gewässerrein- 
haltung unternimmt. Es wurden aber Bedenken 
gegen eine Richtlinie in der vorliegenden Form laut. 


Diese Bedenken betreffen im wesentlichen folgen- 
des: 

Immissionswerte, die sich nur an einer Nutzung 
eines Gewässers oder — wie hier — an den Lebens- 
bedingungen lediglich einer Art des gesamten aqua- 
tischen Lebens orientieren, sind keine ausreichen- 
den Instrumente des Gewässerschutzes. Technisch 
und wirtschaftlich ist es kaum möglich und nicht 
zu vertreten, die bisher zur Muschelzucht genutz- 
ten Gewässer gezielt innerhalb von fünf Jahren 
zu sanieren. Bleibt es bei dieser Frist, dann ist zu 
befürchten, daß ein Teil dieser Gewässer als unge- 
eignet für die Muschelzucht herabgestuft und die 
Existenz dieses Wirtschaftszweiges sowie die Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit Muscheln unnötig 
gefährdet wird. Der Ausschuß verkennt nicht, daß 
Regelungen bezüglich der Qualitätsanforderungen 
an Muschelzuchtgewässer unter bestimmten Voraus- 
setzungen geeignet sein könnten, mit zur Erhaltung 
der Verbesserung der Gewässerqualität beizutragen, 
weil hier die Qualitätsanforderungen an ein orts- 
festes Medium gebunden sind. Er hat deshalb we- 
sentliche Änderungen und Klarstellungen angeregt, 
die in der Beschlußempfehlung ihren Niederschlag 
gefunden haben. Der Richtlinienvorschlag erscheint 
dem Ausschuß auch nicht geeignet, die Vermarktung 
der Muscheln zu verbessern oder zu vereinheit- 
lichen. Auch in Gewässern, die den Qualitätsanfor- 
derungen nicht voll entsprechen, können qualitativ 
einwandfreie Muscheln erzeugt werden. Einwand- 
freie Gewässer bieten dagegen nicht notwendig 
auch eine Gewähr für einwandfreie Muscheln. Die 
häufigsten und schwersten Qualitätsmängel ent- 
stehen bei diesen Schalentieren durch die Behand- 
lung nach dem Fang, so daß es unter dem Gesichts- 
punkt der Vermarktung und des Verwaltungsauf- 
wandes wesentlich sinnvoller wäre, das Muschel- 
fleisch auf Schadstoffe zu untersuchen. Es ist daher 
richtig, wenn der Richtlinienvorschlag auch keine 
unmittelbare Beziehungen zwischen Wasserqualität 
und Vermarktungsfähigkeit bei Muscheln herstellt. 

Der Ausschuß schlägt daher vor, den Vorschlag der 
EG-Kommission mit der Maßgabe zur Kenntnis zu 
nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, bei 
den Verhandlungen in Brüssel auf eine Durchset- 
zung der in der Beschlußempfehlung niedergelegten 
Änderungen und Klarstellungen hinzuwirken. 


Bonn, den 31. Mai 1977 


Schröder (Wilhelminenhof) 

Berichterstatter 
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